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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Anwendung unmittelbaren Zwanges und die Aus- 
übung besonderer Befugnisse durch Soldaten der Bundeswehr 
und zivile Wachpersonen 
(UZwGBw) 


1. ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Berechtigte Personen 

(1) Soldaten, denen militärische Wach- oder 
Sicherheitsaufgaben übertragen sind, sind befugt, in 
rechtmäßiger Erfüllung dieser Aufgaben nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes Personen anzuhalten, 
zu überprüfen, vorläufig festzunehmen und zu 
durchsuchen, Sachen sicherzustellen und zu be- 
schlagnahmen und unmittelbaren Zwang gegen Per- 
sonen und Sachen anzuwenden. 

(2) Wer, ohne Soldat zu sein, mit militärischen 
Wachaufgaben der Bundeswehr beauftragt ist (zivile 
Wachperson), hat in rechtmäßiger Erfüllung dieser 
Aufgaben die Befugnisse nach diesem Gesetz, 
soweit sie ihm durch den Bundesminister der Ver- 
teidigung oder eine von diesem bestimmte Stelle 
übertragen werden. 

§ 2 

Militärische Bereiche und Sicherheitsbereiche 

(1) Militärische Bereiche im Sinne dieses Geset- 
zes sind Anlagen, Einrichtungen und Schiffe der 
Bundeswehr und der verbündeten Streitkräfte in 
der Bundesrepublik. 

(2) Militärische Sicherheitsbereiche im Sinne die- 
ses Gesetzes sind militärische Bereiche (Absatz 1), 
deren Betreten durch die zuständigen Dienststellen 
verboten worden ist, und sonstige Örtlichkeiten, 
die der Bundesminister der Verteidigung oder eine 
von ihm bestimmte Stelle vorübergehend gesperrt 
hat. Sonstige Örtlichkeiten dürfen vorübergehend 
gesperrt werden, wenn dies aus Gründen der mili- 
tärischen Sicherheit zur Erfüllung dienstlicher Auf- 
gaben der Bundeswehr unerläßlich ist. 

(3) Die zuständigen Dienststellen der Bundeswehr 
können zur Wahrung der Sicherheit oder Ordnung 
in militärischen Sicherheitsbereichen für das Ver- 
halten von Personen allgemeine Anordnungen 
erlassen und die nach diesem Gesetz befugten Per- 
sonen ermächtigen, Einzelweisungen zu erteilen. 

§ 3 

Straftaten gegen die Bundeswehr 

(1) Straftaten gegen die Bundeswehr^ im Sinne 
dieses Gesetzes sind mit Strafe bedrohte Handlun- 
gen gegen 


1. Angehörige der Bundeswehr, zivile Wach- 
personen oder Angehörige der verbün- 
deten Streitkräfte 

a) während der rechtmäßigen Ausübung 
ihres Dienstes, wenn die Handlungen 
die Ausübung des Dienstes stören 
oder tätliche Angriffe sind, 

b) während ihres Aufenthalts in militä- 
rischen Bereichen oder Sicherheitsbe- 
reichen (§ 2), wenn die Handlungen 
tätliche Angriffe sind, 

2. militärische Bereiche oder Gegenstände 
der Bundeswehr oder der verbündeten 
Streitkräfte in der Bundesrepublik, 

3. die militärische Geheimhaltung in der 
Bundeswehr oder in den verbündeten 
Streitkräften. 

(2) Angehörige der verbündeten Streitkräfte im 
Sinne des Absatzes 1 sind Soldaten sowie Beamte 
und mit militärischen Aufgaben, insbesondere mit 
Wach- oder Sicherheitsaufgaben beauftragte son- 
stige Zivilbedienstete der verbündeten Streitkräfte 
in der Bundesrepublik. 


2. ABSCHNITT 

Anhalten, Personenüberprüfung; vorläufige 
Festnahme, Durchsuchung, Beschlagnahme und 
Voraussetzungen des unmittelbaren Zwanges 

§ 4 

Anhalten und Personenüberprüfung 

(1) Zur Feststellung seiner Person und seiner 
Berechtigung zum Aufenthalt in einem militärischen 
Sicherheitsbereich (§ 2 Abs. 2) kann angehalten 
und überprüft werden, wer 

1. sich in einem solchen Bereich aufhält, 

. 2. einen solchen Bereich betreten oder ver- 

lassen will. 

(2) Angehalten und überprüft werden kann auch, 
wer unmittelbar nach dem Verlassen des militäri- 
schen Sicherheitsbereichs oder dem Versuch, ihn 
zu betreten, verfolgt wird, wenn den Umständen 
nach anzunehmen ist, daß er nicht berechtigt ist, 
sich in diesem Bereich aufzuhalten. 
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§ 5 

Weitere Personenüberprüfung 

(1) Wer nach § 4 der Personenüberprüfung un- 
terliegt, kann zum Wachvorgesetzten oder zur 
nächsten Dienststelle der Bundeswehr gebracht wer- 
den, wenn 

1. seine Person oder Aufenthaltsberechti- 
gung nicht sofort festgestellt werden 
kann, 

2. er einer Straftat gegen die Bundeswehr 
dringend verdächtig ist und Gefahr im 
Verzüge ist. 

(2) Wer nach Absatz 1 zum Wachvorgesetzten 
oder zu einer Dienststelle der Bundeswehr gebracht 
worden ist, ist sofort zu überprüfen. Er darf nur 
weiter festgehalten werden, wenn die Vorausset- 
zungen der vorläufigen Festnahme vorliegen und 
die Festnahme erklärt wird; andernfalls ist er sofort 
freizulassen. 

§ 6 

Vorläufige Festnahme 

(1) Wer nach § 5 zum Wachvorgesetzten oder zu 
einer Dienststelle der Bundeswehr gebracht worden 
ist und einer Straftat gegen die Bundeswehr drin- 
gend verdächtig ist, kann bei Gefahr im Verzug 
vorläufig festgenommen werden, wenn die Voraus- 
setzungen eines Haftbefehls oder eines Unterbrin- 
gungsbefehls nach der Strafprozeßordnung vorlie- 
gen. 

(2) Der Festgenommene ist, sofern er nicht wieder 
in Freiheit gesetzt wird, unverzüglich, spätestens 
am Tage nach der Festnahme, dem Amtsrichter des 
Bezirks, in dem er festgenommen worden ist, vor- 
zuführen. Der Festgenommene kann zum Zwecke 
der Vorführung der Polizei überstellt werden. 

§ 7 

Durchsuchung und Beschlagnahme 
bei Personenüberprüfung 

(1) Wer nach § 4 der Personenüberprüfung unter- 
liegt, kann bei Gefahr im Verzug durchsucht wer- 
den, wenn gegen ihn der Verdacht einer Straftat 
gegen die Bundeswehr besteht und zu vermuten ist, 
daß die Durchsuchung zur Auffindung von Beweis- 
mitteln führen werde. Die von einer solchen Person 
mitgeführten Gegenstände können gleichfalls durch- 
sucht werden. 

(2) Im Gewahrsam einer durchsuchten Person 

stehende Gegenstände können sichergestellt oder 
vorläufig beschlagnahmt werden, wenn sie durch 
ein vorsätzliches Verbrechen oder Vergehen gegen 
die Bundeswehr hervorgebracht oder zur Begehung 
einer solchen Straftat gebraucht oder bestimmt sind 
oder als Beweismittel für die Untersuchung von 
Bedeutung sein können. Die Vorschriften der §§ 96, 
97 und 110 der Strafprozeßordnung sind anzuwen- 
den. \ 


(3) Sichergestellte oder beschlagnahmte Gegen- 
stände sind unverzüglich, spätestens binnen drei 
Tagen, der Polizei oder der Staatsanwaltschaft zu 
übergeben. Die Pflicht zur Weitergabe dieser Ge- 
genstände entfällt, wenn sie der überprüften Per- 
son vor Ablauf der Frist zurückgegeben oder zur 
Verfügung gestellt werden. Gleiches gilt, wenn 
über diese Gegenstände der Bund oder die verbün- 
deten Streitkräfte in der Bundesrepublik zu ver- 
fügen haben. In diesem Fall ist der Polizei oder der 
Staatsanwaltschaft ein Verzeichnis dieser Gegen- 
stände zu übersenden. 

§ 8 

Allgemeine Anordnung von Durchsuchungen 

(1) Wenn es aus Gründen militärischer Sicherheit 
unerläßlich ist, kann der Bundesminister der Ver- 
teidigung oder die von ihm bestimmte Stelle allge- 
mein anordnen, daß Personen, die bestimmte mili- 
tärische Sicherheitsbereiche (§ 2 Abs. 2) betreten 
oder verlassen, und die von ihnen mitgeführten 
Gegenstände durchsucht werden. 

(2) Eine Anordnung nach Absatz 1 darf nur zur 
Feststellung von Gegenständen getroffen werden, 
die durch ein vorsätzliches Verbrechen oder Ver- 
gehen gegen die Bundeswehr hervorgebracht oder 
zur Begehung einer solchen Straftat gebraucht oder 
bestimmt sind oder als Beweismittel für die Unter- 
suchung von Bedeutung sein können. 

(3) § 7 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 9 

Voraussetzungen des unmittelbaren Zwanges 

Unmittelbarer Zwang darf nach Maßgabe der 
Vorschriften des 3. Abschnittes nur angewandt wer- 
den, wenn dies zu dem Zwecke geschieht und den 
Umständen nach erforderlich ist, 

1. um die unmittelbar bevorstehende Ausfüh- 
rung oder die Fortsetzung einer Straftat gegen 
die Bundeswehr zu verhindern, 

2. um sonstige rechtswidrige Störungen der 
dienstlichen Tätigkeit der Bundeswehr zu be- 
seitigen, wenn sie die Einsatzbereitschaft, 
Schlagkraft oder Sicherheit der Truppe gefähr- 
den, 

3. um eine nach diesem Gesetz zulässige Maß- 
nahme oder eine vorläufige Festnahme nach 
§ 127 Abs. 1 der Strafprozeßordnung wegen 
einer Straftat gegen die Bundeswehr zu 
erzwingen. 

3. ABSCHNITT 

Anwendung des unmittelbaren Zwanges 
§ 10 

Einzelmaßnahmen des unmittelbaren Zwanges 

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf 
Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, 
ihre Hilfsmittel und durch Waffen. 
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(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare kör- 
perliche Einwirkung auf Personen oder Sachen. 

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind ins- 
besondere Fesseln, technische Sperren und Dienst- 
fahrzeuge. 

(4) Waffen sind die dienstlich zugelassenen Hieb- 
und Schußwaffen, Reizstoffe und Explosivmittel. 


Androhung der Maßnahmen 
des unmittelbaren Zwanges 

Die Anwendung einer Maßnahme des unmittel- 
baren Zwanges ist anzudrohen, außer wenn es die 
Lage nicht zuläßt. 

§ 12 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

(1) Bei der Anwendung unmittelbaren Zwanges 
ist von mehreren möglichen und geeigneten Maß- 
nahmen diejenige zu treffen, die den einzelnen und 
die Allgemeinheit am wenigsten beeinträchtigt. 

(2) Eine Maßnahme des unmittelbaren Zwanges 
darf nicht durchgeführt werden, wenn der durch sie 
zu erwartende Schaden erkennbar außer Verhältnis 
zu dem beabsichtigten Erfolg steht. Die Maßnahme 
darf nur so lange und so weit durchgeführt werden, 
wie ihr Zweck es erfordert. 

§ 13 

Hilfeleistung für Verletzte 

Wird unmittelbarer Zwang angewandt, ist Ver- 
letzten, soweit es nötig ist und die Lage es zuläßt, 
beizustehen und ärztliche Hilfe zu verschaffen. 

§ 14 

Fesselung von Personen 

Wer der weiteren Überprüfung nach § 5 Abs. 1 
unterliegt oder vorläufig festgenommen worden- ist, 
darf gefesselt werden, wenn 

1. die Gefahr besteht, daß er Personen angreift, 
oder wenn er Widerstand leistet, 

2. er zu fliehen versucht, oder wenn bei Würdi- 
gung aller Tatsachen, besonders der persön- 
lichen Verhältnisse, die einer Flucht entgegen- 
stehen, zu befürchten ist, daß er sich aus dem 
Gewahrsam befreien wird, 

3. Selbstmordgefahr besteht. 

§ 15 

Schußwaffengebrauch gegen Personen 

(1) Schußwaffen dürfen gegen einzelne Perso- 
nen nur gebraucht werden, wenn dies zu dem 
Zwecke geschieht und den Umständen nach erfor- 
derlich ist. 


1. um die unmittelbar bevorstehende Aus- 
führung oder die Fortsetzung einer Straf- 
tat gegen die Bundeswehr zu verhindern, 
die sich darstellt als 

a) Verbrechen, 

b) Vergehen, das unter Anwendung oder 
Mitführung von Schußwaffen oder 
Explosivmitteln begangen werden soll 
oder ausgeführt wird, 

c) tätlicher Angriff gegen Leib oder 
Leben von Angehörigen der Bundes- 
wehr, zivilen Wachpersonen oder An- 
gehörigen der verbündeten Streit- 
kräfte während der rechtmäßigen 
Ausübung ihres Dienstes oder ihres 
Aufenthalts in militärischen Bereichen 
oder Sicherheitsbereichen (§ 2), 

d) vorsätzliche unbefugte Zerstörung, 
Beschädigung, Veränderung, Unbrauch- 
barmachung oder Beseitigung eines 
Wehrmittels oder einer Anlage, einer 
Einrichtung oder eines Schiffes der 
Bundeswehr oder der verbündeten 
Streitkräfte, wenn dadurch die Sicher- 
heit der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines Entsendestaates einer ver- 
bündeten Streitkraft oder die Schlag- 
kraft der deutschen oder der verbün- 
deten Truppe oder Menschenleben 
gefährdet werden? 

2. um eine Person anzuhalten, die sich der 
Personenüberprüfung nach diesem Gesetz 
trotz wiederholter Weisung, zu halten 
oder diese Überprüfung zu dulden, durch 
Flucht zu entziehen sucht? 

3. um eine Person anzuhalten, die sich der 
vorläufigen Festnahme durch Flucht zu 
entziehen sucht, wenn sie bei einer Straf- 
tat im Sinne der Nummer 1 auf frischer 
Tat getroffen oder verfolgt wird? 

4. um eine Person an der Flucht zu hindern 
oder sofort wiederzuergreifen, die sich zur 
Personenüberprüfung nach § 5 oder we- 
gen dringenden Verdachts einer Straftat 
im Sinne der Nummer 1 im Gewahrsam 
der Bundeswehr befindet oder befand. 

(2) Schußwaffen dürfen gegen eine Menschen- 
menge nur gebraucht werden, wenn von ihr oder 
aus ihr heraus Gewalttaten gegen die Bundeswehr 
begangen werden oder unmittelbar bevorstehen und 
Zwangsmaßnahmen gegen einzelne nicht zum Ziele 
führen oder offensichtlich keinen Erfolg verspre- 
chen. 

§ 16 

Besondere Vorschriften für den 
Schußwaffengebrauch 

(1) Schußwaffen dürfen nur gebraucht werden, 
wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren Zwan- 
ges erfolglos angewandt sind oder offensichtlich 
keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr 
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Gebrauch nur zulässig, wenn der Zweck nicht durch 
Waffenwirkung gegen Sachen erreicht wird oder 
offensichtlich keinen Erfolg verspricht. 

(2) Zweck des Schußwaffengebrauchs darf nur 
sein, angriffs- oder fluchtunfähig zu machen. Es 
ist verboten, zu schießen, wenn durch den Schuß- 
waffengebrauch für den Handelnden erkennbar 
Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlichkeit gefähr- 
det werden, außer wenn es sich beim Einschreiten 
gegen eine Menschenmenge (§15 Abs. 2) nicht ver- 
meiden läßt. 

(3) Gegen Personen, die sich dem äußeren Ein- 
druck nach im Kindesalter befinden, dürfen Schuß- 
waffen nicht gebraucht werden. 

§ 17 

Androhung des Schußwaffengebrauchs 

(1) Der Gebrauch von Schußwaffen ist anzudro- 
hen. Als Androhung gilt auch die Abgabe eines 
Warnschusses. Einer Menschenmenge gegenüber ist 
die Androhung zu wiederholen. 

(2) Schußwaffen dürfen ohne Androhung nur in 
den Fällen des § 15 Abs. 1 Nr. 1 und nur dann 
gebraucht werden, wenn der sofortige Gebrauch 
ohne Androhung das einzige Mittel ist, um eine 
Gefahr für Leib oder Leben eines Menschen oder 
die Gefahr eines besonders schweren Nachteils für 
Anlagen, Einrichtungen, Schiffe oder Wehrmittel 
der Bundeswehr oder der verbündeten Streitkräfte 
von bedeutendem Wert oder für die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland abzuwenden. 

§ 18 

Explosivmittel 

Die Vorschriften der §§ 15 bis 17 gelten entspre- 
chend für den Gebrauch von Explosivmitteln. 


4. ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 19 

Einschränkung von Grundrechten 

Die in Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Grund- 
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland ge- 
schützten Grundrechte auf Leben, körperliche 
Unversehrtheit und Freiheit der Person werden 
nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 

§ 20 

Entschädigung bei Sperrung sonstiger Örtlichkeiten 

(1) Wird durch die vorübergehende Sperrung 
einer sonstigen Örtlichkeit nach § 2 Abs. 2 Satz 2 
die gewöhnliche Nutzung des betroffenen Grund- 
stücks derart beeinträchtigt, daß dadurch eine 
Ertragsminderung oder ein sonstiger Nutzungsaus- 
fall verursacht wird, so ist eine Entschädigung zu ge- 
währen, die diesen Nachteil angemessen ausgleicht. 

(2) Für die Entschädigung nach Absatz 1 gelten 
die Vorschriften des § 23 Abs. 4, des § 29, des § 32 
Abs. 2 und der §§ 34, 49, 58, 61, 62, 64 und 65 des 
Bundesleistungsgesetzes in der Fassung vom 
27. September 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1769) ent- 
sprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle der 
Anforderungsbehörde die Wehrbereichsverwaltung 
tritt, in deren Wehrbereich das Grundstück belegen 
ist. § 58 Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, daß das Land- 
gericht, in dessen Bezirk das Grundstück belegen 
ist, örtlich ausschließlich zuständig ist. 

§ 21 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeine Erläuterungen 

Der vorliegende Gesetzentwurf wird von der Bun- 
desregierung eingebracht, um bestimmten Organen 
der Bundeswehr (z. B. Wachposten) Rechte zu geben, 
ohne die ein wirksamer Schutz der Einsatzbereit- 
schaft, Schlagkraft und Sicherheit der Truppe gegen 
rechtswidrige Angriffe und Störungen Dritter un- 
möglich ist. Dadurch soll gleichzeitig die Unsicher- 
heit der geltenden Rechtslage beseitigt werden, 
unter der hauptsächlich der einzelne Wachposten 
leidet. 

Der Entwurf regelt besonders das Recht des Waffen- 
gebrauchs und sieht daneben weitere Befugnisse 
vor, die vor allem der Sicherung militärischer An- 
lagen dienen. 

1. Geltende Rechtslage 

Die derzeitigen Rechtsgrundlagen für Abwehrmaß- | 
nahmen gegen Angriffe auf die Bundeswehr sind 
unzureichend und überdies teilweise unklar. 

a) Besondere gesetzliche Grundlagen für den Waf- 1 
fengebrauch und sonstige Abwehrrechte der Bun- * 
deswehr fehlen, nachdem die Verordnung über 
den Waffengebrauch der Wehrmacht vom 
17. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 39) durch 
Artikel III des Kontrollratsgesetzes Nr. 34 „Auf- 
lösung der Wehrmacht" vom 20. August 1946 
(Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland S. 57) 
ausdrücklich aufgehoben worden ist. 

b) Auf der Grundlage geschriebenen Rechts kann 
ein rechtswidriger Angriff gegen die Bundes- 
wehr im allgemeinen nur unter der Vorausset- 
zung des § 53 des Strafgesetzbuches, notfalls mit 
Waffengewalt, abgewehrt, eine vorläufige Fest- 
nahme durch Angehörige der Bundeswehr nur 
unter den Voraussetzungen des § 127 Abs. 1 
der Strafprozeßordnung vorgenommen werden. 
Diese Vorschriften sind erheblich zu eng; ihre 
Anwendbarkeit zum Schutz der Bundeswehr ist 
teilweise zweifelhaft. 

Der besonders wichtige Fall des Schußwaffenge- 
brauchs innerhalb militärischer Anlagen zur Ver- 
hinderung der Flucht eines Festgenommenen 
oder Festzunehmenden wird von § 53 des Straf- 
gesetzbuchs regelmäßig nicht gedeckt. Außerdem 
bestehen gewisse Zweifel, ob diese für jeder- 
mann geltende Vorschrift, die das Verhältnis der 
Rechtsgenossen untereinander regelt, auch dann 
taugliche Rechtsgrundlage ist, wenn ein staat- 
liches Organ, wie der Soldat, kraft hoheitlichen 
Auftrages verpflichtet ist, rechtswidrige Angriffe 
auf Rechtsgüter des Staates abzuwehren. Gleich- ' 
wohl muß das derzeitige Waffengebrauchsrecht ' 
der Bundeswehr ausschließlich auf diese Grund- 
lage gestützt werden, wobei allerdings gewisse, 
von der Rechtsprechung zur Rechtmäßigkeit der 
Diensthandlung im Bereich des § 113 des Straf- 


gesetzbuches erarbeitete Gesichtspunkte eine 
Rolle spielen können. 

Die Anerkennung eines auf Gewohnheitsrecht 
beruhenden Rechtes des Staates zur administra- 
tiven Selbstverteidigung würde zu der umstritte- 
nen Feststellung zwingen, daß unter Gesetz im 
Sinne des Artikels 2 Abs. 2 des Grundgesetzes 
auch Gewohnheitsrecht zu verstehen ist, weil die 
für erforderlich gehaltenen Selbstverteidigungs- 
maßnahmen in die von Artikel 2 Abs. 1 des 
Grundgesetzes erfaßten Grundrechte eingreifen, 
was nach Absatz 2 dieser Vorschrift nur durch 
Gesetz geschehen kann. Schließlich würde eine 
scharfe Abgrenzung von Art und Umfang jener 
Maßnahmen, die sich aus einem administrativen 
Selbstverteidigungsrecht des Staates ergeben 
könnten, beträchtliche Schwierigkeiten bereiten. 
Die gleichfalls für jedermann geltende Vor- 
schrift des § 127 Abs. 1 der Strafprozeßordnung 
läßt eine vorläufige Festnahme durch Wach- 
organe der Bundeswehr innerhalb militärischer 
Anlagen nur zu, wenn der Verdächtige, abgese- 
hen von den weiteren Voraussetzungen, auf fri- 
scher Tat betroffen oder verfolgt wird. Fehlt es 
daran, so ist den Wachorganen der Bundeswehr 
das Recht zur Festnahme selbst dann versagt, 
wenn die Voraussetzungen eines Haftbefehls 
vorliegen und Gefahr im Verzüge ist. Eine Fest- 
nahme in diesem Falle ist nach § 127 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung der Staatsanwaltschaft und 
den Polizeibeamten Vorbehalten. 

Für eine wirksame Personenkontrolle innerhalb 
militärischer Anlagen sowie für eine innerhalb 
dieses Bereichs notwendig werdende Durchsu- 
chung und Beschlagnahme besitzen die Organe 
der Bundeswehr zur Zeit überhaupt keine Rechts- 
grundlage. 

c) Die Vorschrift des § 10 Abs. 5 Satz 2 des Solda- 
tengesetzes, wonach der militärische Vorgesetzte 
seine Befehle notfalls zwangsweise durchsetzen 
kann, und die des § 9 der Wehrdisziplinarord- 
nung, wonach der Disziplinarvorgesetzte einen 
seiner Disziplinargewalt unterstehenden Solda- 
ten unter gewissen Voraussetzungen zur Auf- 
rechterhaltung der Disziplin vorläufig» festneh- 
men kann, berechtigen nur zu Eingriffen in den 
Rechtsbereich von Soldaten. 

Die Vorschriften des § 113 Abs. 3 (Widerstand), 
des § 114 Abs. 1 (Soldatennötigung), des § 116 
Abs. 1 (Auflauf), des § 120 Abs. 1 (Gefangenenbe- 
freiung) und des § 360 Nr. 8 (Unrichtigkeit oder 
Verweigerung von Angaben) des Strafgesetz- 
buches setzen zwar hoheitliche, teilweise Zwang 
einschließende Befugnisse der Bundeswehr vor- 
aus, schaffen sie aber nicht. 

2. Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung 

In letzter Zeit sich häufende Vorfälle haben gezeigt, 

daß diese Unzulänglichkeit der geltenden Rechtslage 

im Interesse der Allgemeinheit und- besonders des 
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einzelnen Wachorgans der Bundeswehr beseitigt 
werden muß. Meldungen und Berichte über die Aus- 
übung des Wachdienstes in der Bundeswehr lassen 
deutlich eine ständig wachsende Unsicherheit der 
Truppe erkennen. 

Der Entwurf faßt daher die erforderlichen Maßnah- 
men auf einheitlicher gesetzlicher Grundlage zusam- 
men. Er verbindet mit einer abschließenden Rege- 
lung des Waffengebrauchsrechtes eine Legalisierung 
aller übrigen Befugnisse, die ein wirksamer und da- 
mit auch vorbeugender Schutz der Bundeswehr 
gegen Angriffe Dritter zwingend voraussetzt. Nur in 
dieser Form erfüllt eine gesetzliche Verankerung 
des Waffengebrauchsrechts der Bundeswehr ihren 
Zweck. Vordringliches Anliegen des Entwurfs ist 
dabei eine Sicherung der militärischen Anlagen. 

Die Notwendigkeit, die Regelung in die Form 
eines Gesetzes zu kleiden, ergibt sich aus Artikel 2 
Abs. 2 und Artikel 19 Abs. 1 des Grundgesetzes 
sowie aus dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der 
vollziehenden Gewalt. 

3. Abstimmung mit dem UZwG 

Das Gesetz über den unmittelbaren Zwang bei 
Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugs- 
beamte des Bundes (UZwG) vom 10. März 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 165) knüpft an andere gesetz- 
liche Vorschriften an, die eine Ermächtigung zu 
Eingriffen bereits enthalten, und regelt daher 
grundsätzlich nur, wie die Vollzugsbeamten des 
Bundes ihre Amtshandlungen durchzusetzen, d. h., 
wie sie unmittelbaren Zwang anzuwenden haben. 
Der vorliegende Entwurf dagegen schafft erst die 
Rechtsgrundlagen für alle erforderlichen Abwehr- 
maßnahmen und bestimmt gleichzeitig, wie diese 
Befugnisse auszuüben sind. Er konnte daher nur 
solche Vorschriften des UZwG übernehmen, in 
denen die Modalitäten des unmittelbaren Zwanges 
festgelegt sind. Dies ist vor allem im 3. Abschnitt 
des Entwurfs geschehen, der die Vorschriften über 
die Anwendungsformen und Grenzen des unmittel- 
baren Zwanges enthält. Die Vorschriften des UZwG 
sind teils wörtlich, teils mit gewissen Abweichun- 
gen übernommen, die der Verdeutlichung dienen 
sollen. Neu gegenüber dem UZwG ist § 9. Die Erläu- 
terungen zu den einzelnen Vorschriften enthalten 
jeweils entsprechende Hinweise. 

4. Ausklammerung sachfremder Gebiete 

Der Entwurf erfaßt nur Maßnahmen, die für eine 
wirksame Abwehr von Angriffen Einzelner gegen 
die Bundeswehr erforderlich sind. Gegenstand die- 
ses Entwurfs ist daher weder die Abwehr kriegeri- 
scher Handlungen gegen die Bundesrepublik 
Deutschland noch der Einsatz der Bundeswehr zur 
Beseitigung eines inneren Notstandes (Artikel 143 
des Grundgesetzes). 

5. Gesetzgebungszuständigkeit 

Die Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers zum 
Erlaß des im Entwurf vorgelegten Gesetzes beruht 
auf Artikel 73 Nr. 1 des Grundgesetzes. Die Zu- 
stimmung des Bundesrates ist nicht erforderlich. 


11. Besondere Erläuterungen 

Der Entwurf ist in 4 Abschnitte gegliedert. Der erste 
enthält die allgemeinen Vorschriften, der zweite die 
Eingriffsermächtigungen, d. h. die Vorschriften über 
Personenüberprüfung, vorläufige Festnahme, Durch- 
suchung, Beschlagnahme und Voraussetzungen des 
unmittelbaren Zwanges, und der dritte die Vor- 
schriften über die Grenzen des unmittelbaren Zwan- 
ges und die Art und Weise seiner Ausübung. Der 
vierte Abschnitt enthält die Schlußvorschriften. 

1. Allgemeine Vorschriften 

Zu § 1 

§ 1 Abs. 1 begrenzt den Kreis der berechtigten Per- 
sonen der Streitkräfte auf Soldaten, denen im Rah- 
men militärischer Dienstvorschriften durch Befehl 
militärische Wach- oder Sicherheitsaufgaben über- 
tragen sind. Nur sie bedürfen zur Erfüllung ihres 
Dienstauftrages der Befugnisse nach diesem Gesetz. 
Während militärische Wachaufgaben regelmäßig 
innerhalb abgegrenzter örtlicher Bereiche und damit 
vorwiegend innerhalb militärischer Sicherheits- 
bereiche (im Sinne des § 2) durch Soldaten im Wach- 
dienst erfüllt werden, dienen militärische Sicher- 
heitsaufgaben dem Schutz der Bundeswehr gegen 
Straftaten (im Sinne des § 3) und gegen Störungen 
(im Sinne dos § 9 Nr. 2) im übrigen. Die Erfüllung 
militärischer Sicherheitsaufgaben obliegt grund- 
sätzlich den Feldjägern der Bundeswehr. 

Soldaten im Wachdienst und Soldaten der Feld- 
jägertruppe werden für ihre Aufgabe besonders 
sorgfältig vorbereitet bzw. ausgebildet. Sie sind 
Vorgesetzte mit besonderem Aufgabenbereich 
nach § 3 der Verordnung über die Regelung des 
militärischen Vorgesetztenverhältnisses vom 4. Juni 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 459). 

Der ausdrückliche Hinweis auf die „Vorschriften 
dieses Gesetzes" stellt klar, daß die Durchführung 
der genannten Maßnahmen an die Erfüllung der im 
2. und 3. Abschnitt des Entwurfs festgelegten Vor- 
aussetzungen geknüpft ist. 

Absatz 2 ermöglicht die Übertragung der in Ab- 
satz 1 aufgeführten Befugnisse auf Zivilpersonen, 
die zu Bewachungsaufgaben der Bundeswehr einge- 
setzt sind. Auf das Erfordernis des Bestehens eines 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnisses 
wurde dabei bewußt verzichtet. Die Anwendung der 
in diesem Gesetz vorgesehenen Maßnahmen ist 
zwar als Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse 
nach Artikel 33 Abs. 4 des Grundgesetzes nur Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen, die 
in einem solchen Dienst- und Treueverhältnis stehen. 
Aus den Worten „in der Regel" folgt aber, daß Aus- 
nahmen möglich sind. 

Eine Ausnahme muß von der Bundeswehr bean- 
sprucht werden. Angesichts der für die weitgehend 
technisierten Streitkräfte auch bei einem Grund- 
wehrdienst von 13 Monaten knapp bemessenen 
Dienstzeit können die vielfältigen und wichtigen 
Bewachungsaufgaben von Soldaten allein nicht über- 
nommen werden, wenn nicht eine Gefährdung des 
Ausbildungsziels in Kauf genommen werden soll. 
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Mehr als die Hälfte des gegenwärtigen und künfti- 
gen Bewachungspersonals der Bundeswehr setzt sich 
daher aus Angehörigen gewerblicher Bewachungs- 
institute und aus nach MTB beschäftigten zivilen 
Wachkräften zusammen, wobei sich der Anteil letz- 
terer im Verhältnis zum gesamten zivilen Wachper- 
sonal lauf etwa 10 bis 20 v. H. beläuft. Diese zivilen 
Wachpersonen können ihre Aufgabe jedoch sinnvoll 
nur erfüllen, wenn ihnen die in diesem Gesetz vor- 
gesehenen Maßnahmen zur Verfügung stehen. 

Durch die für jeden einzelnen Fall zwingend vorge- 
schriebene Ermächtigung ist gewährleistet, daß nur 
zuverlässige und entsprechend befähigte und aus- 
gebildete Personen den Soldaten nach diesem Gesetz 
gleichgestellt werden. 

Zu § 2 

Absatz 1 dieser Vorschrift bringt zur Vereinfachung 
eine Legaldefinition des Begriffs „militärische Be- 
reiche", an den die Vorschriften des Absatzes 2, des 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2 und des § 15 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c anknüpfen. 

In Absatz 2 wird verbindlich festgelegt, was unter 
den Begriff „militärischer Sicherheitsbereich" fällt. 
Das Schutzbedürfnis der Bundeswehr ist in diesen 
Bereichen besonders groß. Deshalb sind Anhalten 
und Personenüberprüfung (§ 4), weitere Personen- 
überprüfung (§ 5), erweiterte vorläufige Festnahme 
(§ 6) und Durchsuchung, Sicherstellung und Beschlag- 
nahme bei Personenüberprüfung (§ 7) grundsätzlich 
nur in militärischen Sicherheitsbereichen oder in der 
unmittelbaren Umgebung zulässig. 

Das Recht der Bundeswehr zur Absperrung militä- 
rischer Bereiche beruht auf Hausrecht. Für die Sper- 
rung sonstiger Örtlichkeiten bildet Absatz 2 Satz 2 
die rechtliche Grundlage. Die Vorschrift des § 363 
des Strafgesetzbuches, deren Fassung Absatz 2 Satz 2 
weitgehend entspricht, ischafft eine solche Rechts- 
grundlage nicht, sondern setzt sie voraus. Daher 
war eine entsprechende Regelung im Entwurf vorzu- 
sehen. Die Rechtfertigung der Sperrung einer sonsti- 
gen Örtlichkeit mit dem Erfordernis sachgerechter 
Erfüllung hoheitlicher Aufgaben der Bundeswehr er- 
scheint nicht ausreichend verläßlich. 

Zweck der Sperrung nach Absatz 2 Satz 2 ist die 
Aufrechterhaltung der militärischen Sicherheit. Sie 
muß in einem so hohen Maße gefährdet sein, daß 
die Erfüllung dienstlicher Aufgaben der Bundeswehr 
ohne Sperrung unmöglich oder unvertretbar beein- 
trächtigt wäre. Deshalb spricht die Vorschrift, im 
Gegensatz zur Fassung des § 363 des Strafgesetz- 
buches, von einer „unerläßlichen" Sperrung. Beson- 
ders häufig auftretender Fall der Notwendigkeit 
einer Sperrung ist das Eindringen Schaulustiger in 
Gefechtsstände, die im Verlaufe militärischer Übun- 
gen außerhalb bundeswehreigenen Geländes, bei- 
spielsweise in staatlichen Wäldern, vorübergehend 
errichtet worden sind. 

Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 bestimmt 
ferner, daß die Sperrung nur vorübergehend und nur 
vom Bundesminister der Verteidigung oder den von 
ihm bestimmten Stellen verfügt werden darf. An- 
läßlich der Übertragung der Befugnisse, sonstige 


Örtlichkeiten zu sperren, wird durch Dienstvorschrift 
zugleich bestimmt werden, daß, wo immer möglich, 
die allgemein zuständigen Behörden, besonders die 
Polizei, um Vornalhme entsprechender Sperrungen 
ersucht werden müssen. 

Für Sperrmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 2, die den 
Einzelnen berühren und ausnahmsweise nicht unter 
die Sozialgebundenheit des Eigentums fallen, sieht 
§ 20 eine Entschädigungsregelung vor, die Artikel 14 
Abs. 3 des Grundgesetzes entspricht. 

Nach Zweck und Art zu unterscheiden von militä- 
rischen Sicherheitsbereichen sind Schutzbereiche, die 
nach dem Gesetz über die Beschränkung von Grund- 
eigentum für die militärische Verteidigung (Schutz- 
bereichgesetz) vom 7. Dezember 1956 (Bundesge- 
setzbl. I S. 899) zum Schutz und zur Erhaltung der 
Wirksamkeit von Verteidigungsanlagen angeordnet 
werden können. 

Militäriische Sicherheitsbereiche können nach Ab- 
satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 auch Anlagen, 
Einrichtungen und Schiffe der ver'bündeten Streit- 
kräfte sein. Diese stützen ihr Recht zur Absperrung 
auf Hausrecht oder auf Artikel 21 des Vertrages 
über die Rechte und Pflichten ausländischer Streit- 
kräfte und ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik 
Deutschland von 26. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. 1955 
II S. 321) — Truppenvertrag — bzw. auf die an 
seine Stelle tretenden internationalen Vereinbarun- 
gen. Mithin können auch gesperrte Anlagen, Ein- 
richtungen und Schiffe der verbündeten Streitkräfte 
durch Soldaten der Bundeswehr und zivile Wachper- 
sonen (§ 1) wirksam geschützt werden. Dies ist vor 
allem dort erforderlich, wo Anlagen der verbündeten 
Streitkräfte von der Bundeswehr mitbenutzt werden. 
Der Kreis der berechtigten Personen nach § 1 wird 
von dieser Erweiterung jedoch nicht berührt. Aus- 
gedehnt — zu Gunsten der verbündeten Streitkräfte 
— wird lediglich der Bereich, den die Bundeswehr 
mit den in den §§ 4 bis 7 vorgesehenen Maßnahmen 
sichern kann. 

Absatz 3 gibt der Bundeswehr das Recht, durch all- 
gemeine Anordnungen (Allgemeinverfügungen) und 
Einzelweisungen Regelungen zu treffen, ohne die 
eine vollkommene Überwachung militärischer Sicher- 
heitsbereiche unmöglich ist. Entsprechende Befug- 
nisse der verbündeten Streitkräfte sind in Artikel 21 
des Truppenvertrages enthalten bzw. in den ^an seine 
Stelle tretenden internationalen Vereinbarungen 
vorgesehen. 

Zu § 3 

Diese Vorschrift bringt die Erläuterung des Begriffs 
„Straftaten gegen die Bundeswehr" im Sinne einer 
Legaldefinition. Sie ist geboten, weil die Vorschriften 
der §§ 5 bis 9 und 15 diesen Begriff als zweckbinden- 
des Tatbestandsmerkmal enthalten. 

Die Vorschrift unterscheidet in Absatz 1 unter Ein- 
beziehung der verbündeten Streitkräfte nach zu 
schützenden Rechtsgütern die Dienstausübung (Num- 
mer 1 Buchstabe a, Leib und Leben bestimmter 
Personen in militärischen Bereichen und Sicherheits- 
bereichen (Nummer 1 Buchstabe b, militärische Sach- 
güter (Nummer 2) und die militärische Geheimhal- 
tung (Nummer 3). 
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Entscheidend sind in jedem Falle die Tatbestands- 
merkmale entsprechender Straftalbestände. 

Nummer 1 Buchstabe a nennt an erster Stelle die 
Angehörigen der Bundeswehr. Die Fassung der Vor- 
schrift knüpft zwar an den äußeren Tatbestand des 
§ 113 Abs. 1 in Verbindung mit Absatz 3 des Straf- 
gesetzbuches an. Geschützt ist jedoch die Dienstaus- 
übung aller Angehörigen der Bundeswehr, d. h. aller 
im Geschäftsbereich des Bundesministers der Ver- 
teidigung eingesetzten Soldaten, Beamten, Ange- 
stellten und Arbeiter, ohne daß es darauf ankommt, 
ob sie öffentlich-rechtliche Funktionen im Sinne des 
strafrechtlichen Beamtenbegriffs nach § 359 des Straf- 
gesetzbuches übertragen erhalten haben. Eine mit 
Strafe bedrohte Flandlung gegen die Bundeswehr 
liegt also auch dann vor, wenn nicht der Tatbestand 
des § 113 des Strafgesetzbuches, sondern etwa der 
des § 223 a des Strafgesetzbuches (gefährliche Kör- 
perverletzung) erfüllt ist, weil sich der Angriff eines 
Saboteurs gegen einen Zivilbediensteten Flugzeug- 
mechaniker richtet, der zwar eine wichtige, gleich- 
wohl aber nur als tatsächliche Handlung zu bewer- 
tende Reparatur an einem Triebwerk durchführt. 
Eine Beschränkung auf Soldaten und Beamte im 
Sinne des § 113 des Strafgesetzbuches würde den 
erstrebten Schutz der Bundeswehr überall dort ver- 
hindern, wo Zivilbedienstete allein oder gemeinsam 
mit Soldaten wichtige, aber nicht hoheitliche Auf- 
gaben im Bereich der Bundeswehr erfüllen. Dies ist 
vor allem auf dem weiten Gebiet der Logistik der 
Fall. 

Die gleichfalls genannten zivilen Wachpersonen 
üben staatliche Hoheitsbefugnisse im Sinne des § 113 
des Strafgesetzbuches aus. Dies ergibt sich aus der 
Fassung des § 1 Abs. 2 des Entwurfs. 

Der an letzter Stelle genannte Personenkreis, die 
Angehörigen der verbündeten Streitkräfte, wird in 
Absatz 2 beschrieben. Wichtigste Strafvorschrift ist 
hier Artikel 7 Abs. 2 Nr. 4 des Vierten Strafrechts- 
änderungsgesetzes vom 11. Juni 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S. 597). Diese Bestimmung erstreckt § 113 
des Strafgesetzbuches auf die rechtmäßige Dienst- 
ausübung der Soldaten, Beamten und der von ihnen 
zugezogenen Bediensteten der verbündeten Streit- 
kräfte und tritt nach Artikel 12 des Vierten Straf- 
rechtsänderungsgesetzes mit dem Wirksamwerden 
des Abkommens zwischen den Vertragsstaaten des 
Nordatlantikpaktes über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen vom 19. Juni 1951 (NATO-Truppenstatut) 
in Kraft. 

Nummer 1 Buchstabe b nennt als Schutzobjekte ge- 
genüber tätlichen Angriffen wiederum die Ange- 
hörigen der Bundeswehr, die zivilen Wachpersonen 
und die Angehörigen der verbündeten Streitkräfte 
(vgl. auch hier Absatz 2). Tatbestandsmerkmal im I 
Gegensatz zu Nummer 1 Buchstabe a ist allerdings ; 
nicht die Dienstausübung dieser Personen, sondern 
ihr Aufenthalt in militärischen Bereichen oder Sicher- 
heitsbereichen. Sie dort gegen entsprechende An- 
griffe — besonders gegen Körperverletzungs- und 
Tötungsdelikte Dritter — zu schützen, gehört zu den 
herkömmlichen Aufgaben militärischer Wachen. 
Außerhalb militärischer Bereiche ist der Schutz die- 
ser Personen jedoch Sache der Polizei. 


In Nummer 2 werden die Sachgüter der Bundes- 
wehr und der verbündeten Streitkräfte zum Schutz- 
objekt erklärt. Unter den möglichen Straftatbestän- 
den ist die Wehrmittelbeschädigung im Sinne des 
§ 109 e des Strafgesetzbuches hervorzuheben. Ar- 
tikel 7 Abs. 2 Nr. 3 des Vierten Strafrechtsände- 
rungsgesetzes erklärt diese Vorschrift für anwend- 
bar zum Schutz entsprechender Sachgüter der ver- 
bündeten Streitkräfte und tritt nach Artikel 12 a. a. 
O. mit dem NATO-Truppenstatut in Kraft. 

Nummer 3 erklärt die militärische Geheimhaltung 
in der Bundeswehr und in den verbündeten Streit- 
kräften zum Schutzobjekt. Entsprechende Straftat- 
bestände sind insbesondere der Landesverrat im 
Sinne des 2. Teils des 3. Abschnitts des Strafgesetz- 
buches — soweit die Staatsgeheimnisse dem mili- 
tärischen Bereich entstammen — und die strafbare 
Abbildung von Wehrmitteln im Sinne des § 109 g 
des Strafgesetzbuches. Das Vierte Strafrechtsände- 
rungsgesetz erstreckt in Artikel 7 diese Tatbestände 
auf Staats- und Dienstgeheimnisse der verbündeten 
Streitkräfte. Diese Erweiterung wird wirksam mit 
Inkrafttreten des NATO-Truppenstatuts (Artikel 12 
des Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes). 

2. Anhalten, Personenüberprüfung, vorläufige 
Festnahme, Durchsuchung, Beschlagnahme und 
Voraussetzungen des unmittelbaren Zwanges 

Zu § 4 

§ 4 enthält die Rechtsgrundlage für eine umfassende 
und wirksame Personenkontrolle in militärischen 
Sicherheitsbereichen und unter gewissen Voraus- 
setzungen in deren unmittelbarer Umgebung (vgl. 
Absatz 2). An das Recht zur Personenkontrolle 
knüpfen weitere Maßnahmen dieses Entwurfs an 
(§§ 5 bis 7, 9 und 15). Die Vorschrift ist in gewissem 
Umfang strafbewehrt durch § 360 Nr. 8 des Straf- 
gesetzbuches. 

Zu § 5 

Diese Vorschrift schafft in Absatz 1 ein besonderes 
Festhalterecht. Seine Ausübung setzt das Vorliegen 
der Voraussetzungen der Personenüberprüfung nach 
§ 4 des Entwurfs voraus und kann von den Wach- 
organen der Bundeswehr ausgeübt werden, wenn 
Personen im militärischen Sicherheitsbereich oder 
in dessen unmittelbarer Umgebung angetroffen wer- 
den, deren Identität oder Aufenthaltsberechtigung 
nicht sofort festgestellt werden kann (Nummer 1) 
oder die einer Straftat gegen die Bundeswehr drin- 
gend verdächtig sind, wobei in diesem Falle Gefahr 
im Verzüge bestehen muß (Nummer 2). Der Wach- 
posten ist ohne Vernachlässigung seiner Wachpflicht 
in diesen Fällen häufig außerstande, an Ort und 
Stelle und möglicherweise nachts unverzüglich die 
schwierige Entscheidung zu treffen, ob die Voraus- 
setzungen einer vorläufigen Festnahme nach § 127 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung tatsächlich vorliegen. 
Dasselbe gilt für die Voraussetzungen des § 6, wo- 
bei hinzukommt, daß das aus dieser Vorschrift sich 
ergebende erweiterte Festnahmerecht nicht vom 
Wachposten selbst, sondern nur vom Wachvorge- 
setzten bzw. Leiter einer entsprechenden Dienst- 
stelle der Bundeswehr ausgeübt werden kann. 
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Nadi der in Absatz 1 getroffenen Regelung hat der 
Wadiposten daher in den genannten Fällen stets die 
Möglidikeit, etwa durdi Warnschuß einen anderen 
Wadiangehörigen herbeizurufen, der den Verdäch- 
tigen zum Wadivorgesetzten ins Wadilokal oder zu 
einer Bundeswehr-Dienststelle bringt. Anders würde 
dem gerade im militärischen Sidierheitsbereich be- 
sonders großen Schutzbedürfnis der Bundeswehr 
nidit entsprodien. Das natürliche Risiko des Auf- 
enthalts im militärischen Sidierheitsbereidi ist im 
übrigen für jedermann erkennbar. 

Absatz 2 bestimmt, daß der Festgehaltene vom 
Wachvorgesetzten oder auf der Bundeswehr-Dienst- 
stelle unverzüglidi zu überprüfen und freizulassen 
ist, wenn die Voraussetzungen einer vorläufigen 
Festnahme nach § 127 Abs. 1 der Strafprozeßord- 
nung oder nach § 6 nicht vorliegen. Anderenfalls ist 
die Festnahme zu erklären. 

Zu § 6 

Absatz 1 läßt eine vorläufige Festnahme von Per- 
sonen, die nach § 5 zum Wachvorgesetzten oder zu 
einer Bundeswehr-Dienststelle gebracht worden 
sind, sdion dann zu, wenn Gefahr im Verzüge ist 
und entsprechend den Voraussetzungen des Haft- 
oder Unterbringungsbefehls (§§112 und 126 a der 
Strafprozeßordnung) dringender Tatverdacht vor- 
liegt. Weder das Betreffen oder Verfolgen auf fri- 
scher Tat noch das tatsächliche Vorliegen einer 
Straftat ist, wie in § 127 Abs. 1 der Strafprozeßord- 
nung, erforderlich. Absatz 1 entspricht vielmehr der 
Vorschrift des § 127 Abs. 2 der Strafprozeßordnung. 

Entscheidend ist jedoch, daß es sich um eine Straf- 
tat gegen die Bundeswehr im Sinne des § 3 handeln 
muß. Darin liegt eine wesentliche Zweckbindung 
der vorläufigen Festnahme nach Absatz 1. Das 
Schutzbedürfnis der Bundeswehr deckt sich inso- 
weit mit dem staatlichen Interesse an der Straf- 
verfolgung. Eine der Personenüberprüfung unter- 
liegende Person muß von den entsprechenden 
Organen der Bundeswehr auch dann festgenommen 
werden können, wenn sie einer Straftat gegen die 
Bundeswehr dringend verdächtig ist und begrün- 
determaßen Flucht- oder Verdunkelungsgefahr be- 
steht. Eine Beschränkung auf die Möglichkeit des 
§ 127 Abs. 1 der Strafprozeßordnung würde in die- 
sen Fällen eine unvertretbare Lücke im System der 
Abwehrmaßnahmen des Entwurfs entstehen lassen. 

Berechtigt zur vorläufigen Festnahme nach § 6 ist 
nur der Wachvorgesetzte oder der Leiter einer Bun- 
deswehr-Dienststelle, da die Wachposten häufig 
außerstande sein werden, das Vorliegen der Vor- 
aussetzungen eines Haftbefehls oder eines Unter- 
bringungsbefehls zweifelsfrei zu erkennen. 

Absatz 2 gibt wörtlich die Vorschrift des § 128 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung wieder, um die 
nach Artikel 104 Abs. 3 des Grundgesetzes vorge- 
schriebene Vorführung vorläufig Festgenommener 
vor den Amtsrichter zii gewährleisten, die nach der 
genannten Verfassungsbestimmung unverzüglich, 
spätestens aber am Tage nach der Festnahme er- 
folgen muß. 

Satz 2 sieht für die Organe der Bundeswehr aus 
praktischen Erwägungen die Möglichkeit vor, unter 


Beachtung der Frist des § 128 Abs. 1 der Strafpro- 
zeßordnung vorläufig Festgenommene zwecks Vor- 
führung vor den .Amtsrichter der Polizei zu über- 
stellen. 

Zu § 7 

Diese Vorschrift ermächtigt unter gewissen Voraus- 
setzungen die Organe der Bundeswehr, das Mittel 
der Durchsuchung und vorläufigen Beschlagnahme 
gegenüber Personen anzuwenden, die nach § 4 der 
Personenüberprüfung in militärischen Sicherheits- 
bereichen unterliegen. Voraussetzungen und Art der 
Durchführung von Durchsuchung und Beschlagnahme 
sind den entsprechenden Vorschriften der Strafpro- 
zeßordnung so angepaßt, daß die nur vorläufige Be- 
schlagnahme vom Strafrichter bestätigt werden 
kann. Wie in § 6 Abs. 1 entspricht auch in dieser 
Vorschrift das Schutzbedürfnis der Bundeswehr dem 
Interesse des Staates an der Strafverfolgung. Ohne 
die Möglichkeit, Verdächtige anläßlich der Perso- 
nenüberprüfung nach den Voraussetzungen des § 7 
sofort zu durchsuchen und Sachen zu beschlagnah- 
men, läßt sich der Zweck des Entwurfs nicht er- 
reichen. 

Absatz 1 regelt die Durchsuchung. Er knüpft an die 
Legaldefinition des § 3 an und läßt eine Durch- 
suchung nur zu, wenn der Verdacht einer „Straftat 
gegen die Bundeswehr" besteht. Ferner muß Gefahr 
im Verzüge bestehen und zu vermuten sein, daß die 
Durchsuchung der Auffindung von Beweismitteln 
dienen werde. Dies entspricht den für die Staatsan- 
waltschaft und ihre Hilfsbeamten geltenden Ein- 
griffsvoraussetzungen nach § 102 in Verbindung mit 
§ 105 Abs. 1 der Strafprozeßordnung. 

Absatz 2 schafft das Recht zur Beschlagnahme. Die 
Fassung entspricht § 94 der Strafprozeßordnung in 
Verbindung mit § 40 des Stragesetzbuches. Im üb- 
rigen wird auch hier die Zweckbindung des § 3 
wirksam. Wegen der Behandlung amtlicher Schrift- 
stücke und beschlagnahmefreier Gegenstände konnte 
auf die Vorschriften der §§ 96, 97 und 110 der Straf- 
prozeßordnung verwiesen werden, die unmittelbar 
anzuwenden sind. 

Absatz 3 hat eine rasche richterliche Bestätigung 
der vorläufigen Beschlagnahme zum Ziel, läßt es 
aber genügen, wenn die durch die Bundeswehr 
sichergestellten bzw. beschlagnahmten Sachen zu- 
nächst der Polizei oder Staatsanwaltschaft über- 
geben werden, die ihrerseits entscheiden kann, ob 
eine Rückgabe der Sachen oder eine richterliche 
Entscheidung erfolgen soll. Da bestimmte Gegen- 
stände, wie etwa wichtige Geräte oder Waffen, 
sofort der Truppe zurückgegeben werden müssen, 
ist auf eine Pflicht zur Weitergabe von Gegenstän- 
den, die der Verfügungsgewalt der Bundeswehr oder 
einer NATO-Truppe unterliegen, allgemein ver- 
zichtet worden. In Satz 4 ist bestimmt, daß in diesen 
Fällen statt dessen eine Liste übersandt wird. Diese 
kann für das Strafverfahren bedeutsam sein. Ferner 
war klarzustellen, daß eine Weitergabe sicherge- 
stellter oder beschlagnahmter Gegenstände auch 
dann entfällt, wenn sie dem Betroffenen zurückge- 
geben oder zur Verfügung gestellt werden. 
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Zu § 8 

Voraussetzung der von § 8 erfaßten allgemeinen 
Durchsuchung ist nicht, wie in § 7, ein gegen eine 
bestimmte Person gerichteter Verdacht, sondern 
eine aktuelle Gefährdung oder Verletzung der mili- 
tärischen Sicherheit durch entsprechende Straftaten 
im Sinne des § 3, Zweck der auch in Stichproben- 
form möglichen Durchsuchung ist die Ermittlung des 
unbekannten Täters. 

Die gebotene inhaltliche Begrenzung dieser Maß- 
nahme, die im übrigen nur auf bestimmte, d. h. be- 
sonders gefährdete, militärische Sicherheitsbereiche 
erstreckt werden kann, liegt zunächst darin, daß 
nach Absatz 1 nicht das einzelne Vollzugsorgan, 
sondern nur der Bundesminister der Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Stelle die Durchsuchung 
anordnen kann. Dies unterscheidet die Vorschrift 
wesentlich von der des § 7. Ferner muß die Durch- 
suchung aus Gründen der militärischen Sicherheit 
„unerläßlich" sein. 

Schließlich bestimmt Absatz 2, daß die Durchsuchung 
nur im Rahmen der Zweckbindung des § 94 der 
Strafprozeßordnung in Verbindung mit § 40 des 
Strafgesetzbuches möglich ist. Insoweit entspricht 
§ 8 der Vorschrift des § 7 Abs. 2. 

Die in Absatz 3 erfolgte Verweisung auf die ent- 
sprechende Geltung des § 7 Abs. 2 und 3 war im 
Sinne der Vereinfachung geboten. 

Zu § 9 

Diese Vorschrift enthält die Rechtsgrundlage für die 
Anwendung unmittelbaren Zwanges durch die 
Organe der Bundeswehr. Das UZwG enthält keine 
dem § 9 entsprechende Vorschrift. Die Verweisung 
auf den 3. Abschnitt stellt klar, daß die Vorschriften 
über Formen, Anwendungsart und Grenzen des un- 
mittelbaren Zwanges dort zu finden sind. Dies gilt 
vor allem für die sehr eingehende Regelung des 
Schußwaffengebrauchs in den §§ 15 bis 17. 

Der Eingangssatz unterstreicht mit der Wendung 
„den Umständen nach" einen Grundsatz, den die 
Rechtsprechung zu § 113 des Strafgesetzbuches und 
zum polizeilichen Schußwaffengebrauchsrecht her- 
ausgearbeitet hat. Danach sind die Amtsausübung 
und der polizeiliche Schußwaffengebrauch nicht nur 
dann rechtmäßig, wenn die Voraussetzungen dafür 
objektiv vorliegen, sondern auch dann, wenn der 
Handelnde diese Voraussetzungen bei pflichtge- 
mäßer Prüfung der Lage nach dem äußeren Erschei- 
nungsbilde annehmen konnte und angenommen hat. 
Dementsprechend soll es auch für die Frage, ob die 
Voraussetzungen der Nummern 1 bis 3 des § 9 
vorliegen und damit die Anwendung unmittelbaren 
Zwanges rechtmäßig ist, nicht auf den nachträglich 
ermittelten Sachverhalt ankommen. Es wird viel- 
mehr auf die Umstände abgestellt, wie sie sich für 
einen zu raschem und entschlossenem Handeln ge- 
zwungenen Angehörigen oder Beauftragten der 
Bundeswehr darstellen. Hierdurch wird eine gerech- 
tere Lösung der Irrtumsfälle erreicht, da der unver- 
schuldete Irrtum dann nicht nur entschuldigende, 
sondern rechtfertigende Kraft hat. Daß sich der Be- 
troffene demgegenüber nicht auf Notwehr berufen 


kann, wird durch die Pflicht des Soldaten ausge- 
glichen, die Anwendung des unmittelbaren Zwan- 
ges, insbesondere den Schußwaffengebrauch, vorher 
anzudrohen (§§ 11, 17). Die Androhung warnt den 
Betroffenen und gibt ihm Gelegenheit, einen Irrtum 
des Androhenden aufzuklären und das Risiko einer 
Widerstandshandlung gegenüber der Duldung einer 
Überprüfung oder einer anderen nach diesem 
Gesetz zulässigen Maßnahme abzuwägen. Diese Ge- 
sichtspunkte gelten grundsätzlich für alle Fälle der 
Anwendung unmittelbaren Zwanges. Wegen der 
Ausnahmen in § 15 Abs. 2 und § 17 Abs. 2 wird auf 
die Begründung zu diesen Vorschriften Bezug ge- 
nommen. 

Der Eingangssatz des § 9 stellt auch klar, daß un- 
mittelbarer Zwang nur insoweit rechtmäßig ist, als 
er zu den in § 9 genannten Zwecken vorgenommen 
wird. Die Rechtfertigung versagt also, wenn mit 
der Zwangsanwendung ein unsachliches Ziel verfolgt 
wird, z. B. das Ziel, an einem persönlichen Gegner 
Rache zu nehmen. Dies gilt selbst dann, wenn im 
übrigen die Voraussetzungen der Anwendung un- 
mittelbaren Zwanges gegeben sind. 

Nummer 1 läßt unter den gekennzeichneten Vor- 
aussetzungen das Mittel des unmittelbaren Zwanges 
zu, wenn dadurch mit Strafe bedrohte Handlungen 
abgewehrt werden sollen, die sich als Angriffe 
gegen die Bundeswehr darstellen. Dadurch erhält 
die hoheitliche Verteidigung der Bundeswehr gegen 
Angriffe Dritter die. erforderliche gesetzliche Grund- 
lage. Der in solchen Fällen ohnehin zweifelhaften 
Heranziehung des § 53 des Strafgesetzbuches bedarf 
es also nicht mehr. Im übrigen gilt auch hier die 
Begriffsbestimmung in § 3. 

Nummer 2 regelt Fälle, in denen zwar kein mit 
Strafe bedrohter Angriff gegen die Bundeswehr 
vorliegt, gleichwohl aber der Dienstbetrieb der Bun- 
deswehr durch rechtswidrige Handlungen gestört 
wird. Die Störung, etwa ein Sitzstreik auf einer von 
Panzern befahrenen Straße, muß die Einsatzbereit- 
schaft, Schlagkraft oder Sicherheit der Truppe und 
damit die öffentliche Ordnung und Sicherheit ge- 
fährden. Solche Rechtsverletzungen treffen die Bun- 
deswehr unmittelbar und müssen daher auch von 
ihren eigenen Organen verhindert bzw. beseitigt 
werden können. Nur so ist die gebotene rasche Ab- 
hilfe möglich. 

Nach Nummer 3 können idie Maßnahmen dieses 
Gesetzes, d. h. die im 2. Abschnitt geregelte Per- 
sonenüberprüfung, vorläufige Festnahme, Durch- 
suchung und Beschlagnahme, zwangsweise durch- 
gesetzt werden. Erst dadurch können diese Maß- 
nahmen voll wirksam werden. Ferner wird eine 
Rechtsgrundlage dafür geschaffen, eine vorläufige 
Festnahme wegen einer Straftat gegen die Bundes- 
wehr nach § 127 Abs. 1 der Strafprozeßordnung zu 
erzwingen oder zwangsweise aufrechtzuerhalten. 

3. Anwendung des unmittelbaren Zwanges 

Zu § 10 

§ 10, der fast wörtlich § 2 UZwG entspricht, erläutert 
die Anwendungsformen des unmittelbaren Zwanges 
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und stellt dabei klar, daß einfache körperliche Ge- 
walt, die Anwendung von Hilfsmitteln der körper- 
lichen Gewalt und Waffengebrauch in Frage kom- 
men. Diese Staffelung entspricht der Schwere der 
Eingriffe. 


Zu § 11 

Danach ist die Anwendung der Maßnahmen des un- 
mittelbaren Zwanges grundsätzlich anzudrohen. 
Ausnahmen, etwa zur Verhinderung strafbarer 
Handlungen oder zur Anwendung einer drohenden 
Gefahr, können je nach Lage zulässig sein. Die An- 
drohung des Schußwaffengebrauchs ist in § 17 be- 
sonders geregelt. 


Zu § 12 

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ergibt sich 
unmittelbar aus unserer rechtsstaatlichen Verfas- 
sung. Er beherrscht den gesamten Bereich der voll- 
ziehenden Gewalt. Angesichts der nach diesem Ge- 
setz möglichen tiefgreifenden Eingriffe erschien es 
erforderlich, diesen Grundsatz ausdrücklich zu nen- 
nen. Die Vorschrift übernimmt weitgehend wörtlich 
§ 4 UZwG. 

Absatz 1 bindet die Wahl des Zwangsmittels an den 
aus dem Gedanken der Verhältnismäßigkeit flie- 
ßenden Grundsatz der Subsidiarität. 

Absatz 2 bringt in Satz 1 den Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit zwischen Mittel und Zweck zur Gel- 
tung. Um die Vollzugsorgane der Bundeswehr durch 
die darin liegende Pflicht zur Güterabwägung nicht 
zu überfordern, wird an die Erkennbarkeit der Be- 
ziehung zwischen Mittel und Zweck angeknüpft. 
Schließlich wird in Satz 2 bestimmt, daß jede 
Zwangsanwendung mit der Erreichung des Zwecks 
notwendig abschließt. 


Zu § 13 

§ 13 übernimmt wörtlich § 5 UZwG. Die in dieser 
Vorschrift zur Pflicht erhobene Hilfeleistung für 
Verletzte entspricht dem Grundsatz der Menschlich- 
keit. Sie bildet eine notwendige Ergänzung der nach 
diesem Gesetz gegebenen Möglichkeit, unter gewis- 
sen Voraussetzungen in Leben und körperliche Un- 
versehrtheit von Menschen einzugreifen. Ein schuld- 
hafter Verstoß gegen diese Vorschrift hat diszipli- 
näre, möglicherweise sogar strafrechtliche (§ 330 c 
des Strafgesetzbuches) Folgen. 


Zu § 14 

Diese Vorschrift regelt den Fall der in Ausnahme- 
lagen erforderlichen Fesselung vorläufig Festgenom- 
mener. Sie entspricht nahezu wörtlich § 8 UZwG und 
zieht der materiell auf § 9 Nr. 3 beruhenden Fes- 
selung als besonderer Art der Zwangsanwendung 
gegen Personen die erforderlichen Grenzen. Dies 
erschien wegen der besonderen Bedeutung dieser 
Art der Freiheitsentziehung für den Betroffenen er- 
forderlich. 


Zu §15 

§ 15 ist das Ergebnis sorgfältiger Abwägung der 
Interessen des einzelnen und der Allgemeinheit. 
Er legt die Grenzen für das einschneidendste Mittel 
des unmittelbaren Zwanges, den Schußwaffen- 
gebrauch, fest. Der Eingriffsbereich des § 9, in dem 
die Voraussetzungen des unmittelbaren Zwanges 
allgemein geregelt sind, wird dadurch für den 
Schußwaffengebrauch beträchtlich eingeengt. We- 
gen des Eingangssatzes der Vorschrift, insbesondere 
wegen der Bedeutung der Worte „den Umständen 
nach" wird auf die Begründung zu § 9 Bezug ge- 
nommen. Durch das Vorziehen dieser Worte wird 
vermieden, daß sie oder sachlich gleichbedeutende 
Wendungen, deren sich das UZwG in § 10 Abs. 1 
Nr. 1, Nr. 2 Buchstaben a und c bedient, wieder- 
holt werden müssen. Ferner wird dadurch klarer 
als im UZwG zum Ausdruck gebracht, daß es 
auch hier neben dem objektiven, nachträglich er- 
mittelten Sachverhalt in Sinne der Nummern 1 bis 
4 des Absatzes 1 auf das in der jeweiligen Lage auf 
Grund pflichtmäßiger Prüfung ermittelte äußere 
Erscheinungsbild, wie es sich bei verständiger Be- 
urteilung darbieten konnte, ankommt. Die insoweit 
bestehenden Abweichungen von § 10 UZwG verfol- 
gen mit Rücksicht darauf, daß sich die Ermächtigun- 
gen des Entwurfs nicht wie im Fall des UZwG an 
geschulte Verwaltungsbeamte wenden, lediglich den 
Zweck größerer Deutlichkeit. Entsprechendes gilt 
von der ausdrücklichen Hervorhebung des Zweckes 
im Eingangssatz. Auch hierzu wird auf die Begrün- 
dung zu § 9 Bezug genommen. 

Im einzelnen werden folgende Tatbestands- 
gruppen geregelt: 

Absatz 1 Nr. 1 läßt unter den eingangs gekennzeich- 
neten Voraussetzungen den Schußwaffengebrauch 
gegen einzelne Personen in den Fällen des § 9 Nr. 1, 
d. h. zur Abwehr unmittelbarer Angriffe gegen die 
Bundeswehr, nur in wenigen, genau umschriebenen 
Fällen zu: 

Nach Buchstabe a ist der Schußwaffengebrauch zu- 
lässig, wenn sich die Tat als Verbrechen darstellt. 
Rechtswidrige Angriffe gegen die Bundeswehr, die 
den Tatbestand eines Verbrechens erfüllen, sind 
regelmäßig eine besondere Gefahr für Einsatzbereit- 
schaft, Schlagkraft oder Sicherheit der deutschen 
oder verbündeten Truppen oder für den einzelnen 
Angehörigen der Bundeswehr oder der verbünde- 
ten Streitkräfte. Diese Bestimmung entspricht § 10 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a UZwG. 

In Buchstabe b ist Anknüpfungspunkt die besondere 
Gefährlichkeit des Täters, die in der Anwendung 
oder Mitführung von Schußwaffen oder Spreng- 
stoffen zum Ausdruck kommt. Sie rechtfertigt den 
Schußwaffengebrauch. Als weiteres wesentliches 
Merkmal kommt hinzu, daß sich die Tat als Ver- 
gehen darstellen muß. Eine Übertretung darf in kei- 
nem Fall mit der Schußwaffe abgewehrt werden. 
Buchstabe b entspricht § 10 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
UZwG. 

Buchstabe c knüpft einmal an § 3 Nr. 1 Buchstabe a 
an. Widerstandshandlungen gegen Angehörige der 
Bundeswehr — und den entsprechenden Personen- 
kreis der verbündeten Streitkräfte — während recht- 
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mäßiger Ausübung ihres Dienstes können zu einer 
nachhaltigen Gefährdung der Einsatzbereitschaft 
oder Schlagkraft der Truppe und damit des Gemein- 
wohls führen. In besonders schweren Fällen muß 
daher die Möglichkeit bestehen, diesen Widerstand 
durch Schußwaffengebrauch zu brechen bzw. die An- 
griffshandlungen abzuwehren. Daher wird in Ein- 
schränkung von § 3 Nr. 1 Buchstabe a als Voraus- 
setzung des Schußwaffengebrauchs gefordert, daß 
sich der Angriff gegen „Leib oder Leben" der im 
Dienst befindlichen Personen richtet. In diesen Fäl- 
len kann an der Nachhaltigkeit des Widerstandes 
kein Zweifel bestehen. Gleichzeitig aber wird auch 
die darin liegende Gefährdung des einzelnen Voll- 
zugsorgans offenbar. Aus der § 52 des Strafgesetz- 
buches entsprechenden Verbindung von „Leib" und 
„Leben" folgt im übrigen, daß nicht jede, sondern 
nur eine Körperverletzung von einer gewissen 
Schwere ausreicht. Buchstabe c knüpft weiter an § 3 
Nr. 1 Buchstabe b an, aber gleichfalls mit der Ein- 
schränkung, daß der Angriff gegen „Leib oder 
Leben" der sich in militärischen Bereichen aufhalten- 
den geschützten Personen gerichtet sein muß. Eine 
wirksame, der Bundeswehr obliegende Abwehr sol- 
cher Angriffe ist unmöglich, wenn nicht erforder- 
lichenfalls von der Schußwaffe Gebrauch gemacht 
werden kann. 

Buchstabe d knüpft an den Tatbestand der Wehr- 
mitteibeschädigung nach § 109 e Abs. 1 des Straf- 
gesetzbuches und an Artikel 7 Abs. 2 Nr. 3 des 
Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes an, der den 
Tatbestand der Wehrmittelbeschädigung auf ent- 
sprechende Sachgüter der verbündeten Streitkräfte 
erstreckt und nach Artikel 12 Abs. 3 a. a. O. mit In- 
krafttreten des NATO-Truppenstatuts wirksam wird. 
Angriffe (Sabotagehandlungen) im Sinne des Buch- 
staben d wiegen so schwer, daß nicht darauf ver- 
zichtet werden kann, zu ihrer Abwehr den in 
zahlreichen Fällen allein wirksamen Schußwaffen- 
gebrauch zuzulassen. 

Nach Nummer 2 kann die Schußwaffe gebraucht 
werden, um die nach §§ 4 und 5 zulässige Über- 
prüfung flüchtender Personen in militärischen Sicher- 
heitsbereichen zu erzwingen. Das Schutzbedürfnis 
der Bundeswehr ist im militärischen Sicherheits- 
bereich naturgemäß am stärksten ausgeprägt. Ein 
Gesetz, das der Bundeswehr wirksamen Schutz gegen 
rechtswidrige Angriffe bieten soll, kann in diesem 
Fall auf eine Zulassung des Schußwaffengebrauchs 
nicht verzichten. Der Zwang zur Duldung einer 
Überprüfung im militärischen Sicherheitsbereich und 
insbesondere zur Befolgung der Weisung anzuhalten 
ist sachgemäß und zumutbar. Das natürliche Risiko 
des Aufenthalts im militärischen Sicherheitsbereich, 
vor allem aber das Risiko des Nichtbefoigens der 
genannten Weisung, ist wägbar und wird freiwillig 
übernommen. Die Bestimmung entspricht nach 
Schutzbedürfnis und Ausgestaltung dem § 11 UZwG. 
Nach Nummer 3 ist Schußwaffengebrauch zur Durch- 
setzung einer vorläufigen Festnahme nur zulässig, 
wenn die zur Festnahme führende Straftat gegen die 
Bundeswehr (§ 3) eine gewisse Schwere aufweist. 
Die Festnahme unter den Voraussetzungen des § 127 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung kann daher mit der 
Schußwaffe nur erzwungen werden, wenn sich die 
Handlung als Straftat im Sinne der Nummer 1 dar- 


stellt. Auf die Begründung zu dieser Nummer wird 
verwiesen. 

Nummer 4 zieht die notwendigen Folgerungen aus 
den Nummern 2 und 3. Soweit nach Nummer 2 
Schußwaffengebrauch zur Herbeiführung der Per- 
sonenüberprüfung (§ 4), der weiteren Personenüber- 
prüfung (§ 5) und nach Nummer 3 zur Herbeiführung 
einer vorläufigen Festnahme (§ 127 Abs. 1 der Straf- 
prozeßordnung) zulässig ist, muß er auch zur Auf- 
rechterhaltung entsprechenden Gewahrsams und zur 
Wiederergreifung einer aus diesem Gewahrsam ent- 
kommenen Person möglich sein. Hinzu tritt als wei- 
terer, gleichermaßen wichtiger Fall die Aufrecht- 
erhaltung oder erneute Herbeiführung einer vor- 
läufigen Festnahme nach § 6, die wegen Verdachts 
einer Straftat im Sinne der Nummer 1 erklärt wurde. 
Der erste Zugriff geschieht in dem letztgenannten 
Falle zeitlich nach der insoweit gleichfalls mit der 
Schußwaffe durchsetzbaren weiteren Personenüber- 
prüfung nach § 5 und geht ohne Unterbrechung des 
Gewahrsams in die vom Wachvorgesetzten oder von 
einem Dienststellenleiter zu erklärende vorläufige 
Festnahme über. 

Absatz 2 ergänzt Absatz 1 Nr, 1 für die Fälle des 
rechtswidrigen Angriffs einer Menschenmenge 
gegen die Bundeswehr im Sinne des § 3. Weil unter 
solchen Umständen leichter als sonst eine Gefähr- 
dung Unbeteiligter eintreten kann, müssen die Vor- 
aussetzungen für die Zulässigkeit des Schußwaffen- 
gebrauchs hier besonders eng gezogen werden. Da- 
her wird hier im Gegensatz zu Absatz 1 nicht auf die 
sich nach den Umständen darbietende Lage, sondern 
auf den tatsächlichen Sachverhalt abgestellt. Daraus 
folgt, daß Schußwaffen gegen eine Menschenmenge 
nur gebraucht werden dürfen, wenn die Voraus- 
setzungen des Absätze? 2 objektiv vorliegen. Wer 
unverschuldet ihr Vorliegen annimmt, ist nur ent- 
schuldigt, nicht gerechtfertigt. Von besonderer Be- 
deutung ist, daß zunächst Zwangsmaßnahmen gegen 
einzelne, also etwa gegen die Anführer,' ergriffen 
werden müssen. Nur wenn diese Maßnahmen ver- 
sagen, weil sich die Menge widersetzt, darf gegen 
sie selbst vorgegangen werden. — Absatz 2 ent- 
spricht dem § 10 Abs. 2 UZwG. 

Zu § 16 

Die Vorschrift des § 16 übernimmt nahezu wörtlich 
§12 UZwG und setzt dem Schußwaffengebrauch zu- 
sätzliche Grenzen, Sie beruhen auf dem Grundsatz, 
daß Menschenleben nach Möglichkeit zu schonen 
sind. 

Absatz 1 bestärkt den in § 12 Abs. 1 allgemein auf- 
gestellten Grundsatz der Subsidiarität für den be- 
sonders gefährlichen Schußwaffengebrauch. 

In Absatz 2 ist bestimmt, daß der Schußwaffen- 
gebrauch nicht auf Tötung oder Verletzung schlecht- 
hin, sondern nur darauf gerichtet sein darf, angriffs- 
und fluchtunfähig zu machen. Mithin ist stets auf 
Arme oder Beine zu zielen, um nach Möglichkeit die 
Verletzung lebenswichtiger Organe zu vermeiden. 
Daher steht die für den Schußwaffengebrauch ge- 
troffene Regelung in Einklang mit der Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte vom 7. August 1952 
(Bundesgesetzbl. II S. 686), die in Artikel 2 die ab- 
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sichtliche Tötung eines Menschen grundsätzlich ver- 
bietet. 

Das in Absatz 3 verankerte Gebot des Schußwaffen- 
gebraudis gegen Kinder entspricht einer selbstver- 
ständlichen Forderung der Menschlichkeit. 

Zu § 17 

Absatz 1 dieser Vorschrift entspricht § 13 Abs. 1 
UZwG. Er beruht auf der Erkenntnis, daß auf die 
Pflicht zur eindringlichen Warnung vor dem letzten 
und äußersten Mittel, nämlich dem Schußwaffen- 
gebrauch, grundsätzlich nicht verzichtet werden 
kann. Daher verbietet es sich, diese Pflicht allge- 
mein von der jeweiligen Lage abhängig zu machen, 
wie dies in der die übrigen Fälle des unmittelbaren 
Zwanges erfassenden Androhungsvorschrift des § 1 1 
geschehen ist. 

Dagegen zählt Absatz 2 die Fälle abschließend auf, 
in denen ausnahmsweise ohne Androhung, d. h. so- 
fort von der Schußwaffe Gebrauch gemacht werden 
darf. Hierdurch wird eine dem § 10 Abs. 3 UZwG 
entsprechende Vorschrift entbehrlich. Denn § 10 
Abs. 3 UZwG ist gerade für die Fälle von Bedeu- 
tung, in denen sonst nach dem UZwG der erforder- 
liche Schußwaffengebrauch unterbleiben müßte, weil 
die in § 13 UZwG zwingend vorgeschriebene An- 
drohung nicht möglich ist. Auch in § 17 Abs. 2 wird 
nicht auf die sich nach den Umständen darbietende 
Lage, sondern auf den tatsächlichen Sachverhalt ab- 
gestellt, weil die Einschränkung der Androhungs- 
pflicht in möglichst engen Grenzen gehalten werden 
muß (vgl. die Begründung zu § 15 Abs. 2). Der un- 
verschuldete Irrtum über die tatsächlichen Voraus- 
setzungen des § 17 Abs. 2 kann also stets nur ent- 
schuldigen, aber nicht rechtfertigen. Das Ergebnis, 
das im übrigen mit dem nach § 10 Abs. 3 UZwG 
gewonnenen Ergebnis übereinstimmt, erscheint 
gerechtfertigt, weil hier der von dem Schußwaffen- 
gebrauch Betroffene einem ungleich härteren Ein- 
griff unterworfen wird als im Fall der voran- 
gegangenen Androhung. Wegen der Bedeutung der 
Androhung für den Betroffenen wird auf die Be- 
gründung zum Eingangssatz des § 9 Bezug ge- 
nommen. 

Grundvoraussetzung für die Einschränkung der An- 
drohungspflicht ist ein besonders schwerwiegender 
Angriff gegen die Bundeswehr im Sinne des § 15 
Abs. 1 Nr. 1. Nur in diesen Fällen erscheint die Ein- 
schränkung der Androhungspflicht vertretbar. Der 
Angriff muß zugleich eine unmittelbare Gefahr für 
Leib oder Leben eines Menschen, wertvolle Wehr- 
mittel oder die Sicherheit der Bundesrepublik her- 
vorrufen, die ohne sofortigen Schußwaffengebrauch 
nicht abgewehrt werden kann. Eine Regelung dieser 
Fälle sofortigen Schußwaffengebrauchs konnte durch 
den Hinweis auf § 53 des Strafgesetzbuches nicht 
ersetzt werden. Diese Vorschrift wird im Gegensatz 
zu der im Entwurf getroffenen Regelung nicht vom 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, sondern von 
dem der Zumutbarkeit erfaßt. Außerdem ist die 
Anwendbarkeit der Notwehrvorschrift auf den Fall 


der hoheitlichen Abwehr von Angriffen gegen die 
Bundeswehr äußerst zweifelhaft [vgl. Allgemeine 
Erläuterungen 1. l.b)]. 

Zu § 18 

§ 18 bestimmt in wörtlicher Übernahme des § 14 
UZwG, daß alle Vorschriften, die dem Schußwaffen- 
gebrauch besonders enge Grenzen setzen (§§ 15 
bis 17), für den Gebrauch von Explosivmitteln ent- 
sprechend gelten. 


4. Schlußvorschriften 

Zu § 19 

Das Gesetz läßt unter gewissen Voraussetzungen 
Eingriffe in die von Artikel 2 des Grundgesetzes 
erfaßten Grundrechte zu. Nach Artikel 19 Abs. 1 
Satz 2 des Grundgesetzes muß ein solches Gesetz 
die nach Maßgabe seiner Vorschriften einschränk- 
baren Grundrechte unter Angabe des Artikels 
nennen. Dies geschieht in § 19. 

Zu § 20 

Diese Vorschrift regelt entsprechend Artikel 14 
Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes die im Zusammen- 
hang mit der Sperrung sonstiger Örtlichkeiten nach 
§ 2 Abs. 2 Satz 2 möglicherweise entstehende Frage 
der Entschädigung. Dabei konnte auf die im 3. Teil 
des Bundesleistungsgesetzes getroffene Regelung 
der Entschädigung bei Manövern und sonstigen 
Übungen zurückgegriffen werden. 

Da Maßnahmen nach § 2 Abs. 2 Satz 2 nur in Aus- 
nahmefällen erforderlich sind (vgl. Begründung zu 
§ 2), werden die für Zwecke der Entschädigung nach 
§ 20 vom Bund aufzuwendenden Ausgaben, die 
naturgemäß nicht geschätzt werden können, sehr 
gering sein. Persönliche Verwaltungsausgaben ent- 
stehen in diesem Zusammenhang nicht. Die erfor- 
derlichen sachlichen Verwaltungsausgaben fallen 
nicht ins Gewicht. 

Absatz 1 entspricht § 78 des Bundesleistungsgesetzes 
und legt fest, unter welchen Voraussetzungen Ent- 
schädigung zu gewähren ist. 

Absatz 2 beruht auf § 81 Abs. 2 des Bundesleistungs- 
gesetzes und erklärt die einschlägigen Vorschriften 
des Bundesleistungsgesetzes für entsprechend an- 
wendbar. Zuständige Behörde für die Durchführung 
des Entschädigungsverfahrens ist die entsprechende 
Wehrbereichs Verwaltung. 

Zu § 21 

Durch das in dieser Vorschrift erst drei Monate nach 
Verkündung vorgesehene Inkrafttreten des Gesetzes 
soll den mit seiner Durchführung betrauten Stellen 
und Personen Gelegenheit gegeben werden, sich 
eingehend und rechtzeitig mit den Einzelvorschriften 
vertraut zu machen. Die Frist von drei Monaten 
wird als ausreichend, aber auch als erforderlich an- 
gesehen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Der Entwurf ist mit folgenden Eingangsworten 
zu versehen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmung des Bundesrätes ist schon im 
Hinblick auf § 2 Abs. 2 und § 20 Abs. 2 gemäß 
Artikel 87 b Abs. 2 Satz 1 GG erforderlich. 

2 . Zu § 1 

In Absatz 1 sind hinter dem Wort „Soldaten" 
die Worte „der Bundeswehr" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. Im Hin- 
blick darauf, daß in dem Gesetzentwurf auch die 
verbündeten Streitkräfte genannt werden, könn- 
ten Zweifel auf treten, ob zu den „Soldaten" auch 
Soldaten der verbündeten Streitkräfte gehören. 
Dies ist offenbar nicht gemeint, 

3. Zu § 2 

§ 2 ist durch Absatz 4 zu ergänzen: 

„(4) Außerhalb militärischer Bereiche (Ab- 
satz 1) dürfen Maßnahmen nach den Absätzen 2 
und 3 nur im Einvernehmen mit den zuständigen 
Landesbehörden getroffen werden. In Eilfällen 
können die zuständigen Dienststellen der Bun- 
deswehr die erforderlichen Maßnahmen treffen. 
Die zuständigen Landesbehörden sind unver- 
züglich zu unterrichten," 

Begründung 

Es begegnet verfassungspolitischen Bedenken, 
daß die in den Absätzen 2 und 3 vorgesehenen 
Maßnahmen auch außerhalb militärischer Berei- 
che ohne Mitwirkung der '•zuständigen Landes- 
behörden getroffen werden sollen. Die Wahrung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ist nach 
der Kompetenzvert'eilung des Grundgesetzes 
Aufgabe der Länder. Sollen ausnahmsweise 
Bundesorgane polizeiliche Aufgaben und Befug- 
nisse erhalten, so muß zumindest eine maßgeb- 
liche Beteiligung der zuständigen Landesbehör- 
den sichergestellt werden. 

4. Zu § 5 

In Absatz 1 Nr. 1 ist hinter dem Wort „kann" 
das Komma zu streichen und das Wort „oder" 
einzufügen. 


Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, zumal in 
einigen Ländern die Übung herrscht, in gesetz- 
lichen Vorschriften nur bei kumulativer Auf- 
zählung arabische Ziffern zu verwenden. 


5. Zu § 6 

a) In Absatz 1 sind hinter dem Wort „Verzug" 
die Worte „vom Wachvorgesetzten oder vom 
Leiter der Dienststelle oder von dessen Be- 
auftragtem" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung, daß 
nur eine bestimmte Einzelperson zur Fest- 
nahme befugt sein kann. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Festgenommene ist, sofern er 
nicht wieder in Freiheit gesetzt wird, unver- 
züglich der Polizei zu überstellen." 

Begründung 

Die Befugnisse der Bundeswehr sollten sich 
auf Maßnahmen des ersten Zugriffs beschrän- 
ken. Damit ist ihrem Sicherheitsbedürfnis Ge- 
nüge getan. Das weitere Verfahren obliegt 
den zuständigen Strafverfolgungsbehörden. 


6. Zu § 9 

In Nr. 2 ist nach einem Semikolon folgender 
Halbsatz anzufügen: 

„außerhalb militärischer Bereiche oder Sicher- 
heitsbereiche (§ 2) gilt dies jedoch nur, soweit 
die Störungen nicht rechtzeitig durch die Polizei 
beseitigt werden können,". 

Begründung 

Rechtswidrige Störungen der dienstlichen Tätig- 
keit der Bundeswehr sind zugleich Störungen der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Die Ver- 
hütung und Beseitigung solcher Störungen sind 
daher, soweit die Bundeswehr außerhalb mili- 
tärischer Bereiche tätig wird, in erster Linie Auf- 
gabe der Polizei. 

7. Zu § 15 

a) Absatz 1 

Nr. 2 ist zu streichen. 
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Begründung 

Die Befugnis, in den hier genannten Fällen 
Schußwaffen zu gebrauchen, verletzt den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit § 11 

UZwG (Schußwaffengebrauch im Grenzdienst) 
kann nicht zum Vergleich herangezogen wer- 
den, weil die Gefahr, daß der Betroffene das 
Hoheitsgebiet des Bundes verletzt, nicht vor- 
liegt. Die Bestimmungen der Länder über den 
Schußwaffengebrauch sehen eine solche Be- 
stimmung ebenfalls nicht vor. 

b) Absatz 2 

Absatz 2 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(2) Schußwaffen dürfen gegen eine Men- 
schenmenge nur gebraucht werden, wenn von 
ihr oder aus ihr heraus Straftaten gegen die 


Bundeswehr unter Gewaltanwendung began- 
gen werden oder solche Straftaten unmittel- 
bar bevorstehen , . 

Begründung 

Klarstellung, daß § 15 Abs. 2 an § 3 an- 
knüpfen soll. 

8. Zu § 20 

In Absatz 1 sind hinter dem Wort „Entschädi- 
gung" die Worte „in Geld" einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung der Art der zu gewährenden Ent- 
schädigung im Hinblick auf Artikel 14 Abs. 3 
Satz 2 GG. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Folgenden Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird zugestimmt: 

Zu 2., 4., 5. a), 7. b), und 8. 

Im übrigen äußert sich die Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen wie folgt: 

Zu 1. (Eingangsformel) 

Dem Vorschlag, den Entwurf mit den für zustim- 
mungsbedürftige Gesetze gebräuchlichen Eingangs- 
worten zu versehen, wird mit Rücksicht auf § 20 
Abs. 2 zugestimmt. 

Zu 3. (§ 2) 

Dem Ergänzungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Absperrung nach § 2 Abs. 2 hat stets vorüber- 
gehenden Charakter und beschränkt sich zwangs- 
läufig auf Örtlichkeiten im Wortsinne, also auf sehr 
kleine Flächen. Wesentlich jedoch ist, daß die Sper- 
rung das einzige Mittel sein muß, das im Einzelfall 
die Erfüllung einer dienstlichen Aufgabe der Bun- 
deswehr und damit die militärische Sicherheit ge- 
währleisten kann. In diesen Fällen muß die Bundes- 
wehr q's Teil der vollziehenden Gewalt des Bundes 
die erfc derliche Sperrung selbst anordnen können. 
Mit dei Wahrnehmung dieser Ordnungsfunktion 
durch dh Bundeswehr wird in die Polizeihoheit der 
Länder nicht eingegriffen. In allen übrigen Fällen 
wird die Bundeswehr die Polizei verständigen. 

Zu 5. b) (§ 6 Abs. 2) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung ist 
weder rechtlich geboten noch zweckmäßig. Es gibt 
Fälle, in denen die in § 6 Abs. 2 genannte Frist ab- 
zulaufen droht und daher jede weitere Verzögerung 
schädlich wäre. Ferner ist an Festnahmen zu denken, 
bei denen der Kreis der Beteiligten aus Geheimhal- 
tungsgründen zunächst möglichst eng zu halten ist. 
In diesen Fällen muß die Bundeswehr unbedingt 
selbst vorführen können. Sie setzt dafür besonders 
geschulte Soldaten, nämlich Feldjäger ein. In allen 
übrigen, nicht besonders gelagerten Fällen über- 


stellt die Bundeswehr vorläufig Festgenommene 
ohnedies der Polizei. 

Zu 6. (§ 9 Nr. 2) 

Dem Ergänzungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschrift des § 9 Nr. 2 läßt ein Eingreifen der 
Bundeswehr nur in Fällen besonders tiefgreifender 
Störungen ihrer dienstlichen Tätigkeit zu. In diesen 
Fällen muß der Bundeswehr das Recht zugestanden 
werden, selbst für die Beseitigung solcher Störungen 
zu sorgen. Die hoheitlich tätig werdende Bundes- 
wehr kann hier nicht wie der einzelne Staatsbürger 
darauf verwiesen werden, die Hilfe der Polizei zu 
erbitten. 

Zu 7.a) (§ 15 Abs. 1 Nr. 2) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschrift des § 15 Abs. 1 Nr. 2 ist von außer- 
ordentlicher praktischer Bedeutung. Ohne sie ist 
der Zweck des Entwurfs nachhaltig beeinträchtigt, 
wenn nicht verfehlt. Gerade in militärischen Sicher- 
heitsbereichen ist, wie schon in der amtlichen Be- 
gründung besonders betont, das Schutzbedürfnis der 
Bundeswehr am größten Wer einen solchen Bereich 
betritt, übernimmt ein für ihn erkennbares und ab- 
wägbares Risiko. Dies gilt in verstärktem Maße für 
den, der einen Anruf nicht beachtet und die Wei- 
sung zu halten nicht befolgt. Wenn man den Schuß- 
waffengebrauch zum Zwecke des Anhaltens einer 
Person, die sich der Überprüfung durch Flucht zu 
entziehen versucht, nicht zuließe, wäre die Abwehr 
der Spionage- und Sabotagetätigkeit in militärischen 
Sicherheitsbereichen oft unmöglich. 

Im übrigen ist § 11 Abs. 1 UZwG eine mit § 15 
Abs. 1 Nr. 2 durchaus vergleichbare Bestimmung. 
Auch hier wird der Versuch, sich der Personenüber- 
prüfung durch Flucht zu entziehen, als ausreichende 
Voraussetzung für die Anwendung der Schußwaffe 
betrachtet. Während für den Fall des UZwG jedoch 
in erster Linie an — mitunter recht kleine — 
Schmuggler zu denken ist, geht es im militärischen 
Sicherheitsbereich nach dem vorliegenden Entwurf 
vorwiegend um die Verhinderung von Sabotage und 
Spionage, also von Delikten, die einen unabseh- 
baren Schaden für das Leben, für die Sicherheit der 
Bundesrepublik und für Materialwerte bezwecken. 
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